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Bitte 3 x kopieren:  1. Kopie zum Üben,  2. Kopie für Ihre Akten, 3. Kopie mit dem Aufnahme-Antrag zurücksenden 

 

KURZ-FRAGEBOGEN 
Falls Sie bereits ein persönliches Anliegen haben, bitten wir um entsprechende Angaben 

durch Beantwortung des u.a. Kurz-Fragebogens  -  auch dann, wenn Sie uns bereits Mitteilung ge-
macht hatten. Ergänzende Mitteilungen können Sie auf einem gesonderten Blatt Papier mitteilen. 
Fügen Sie aber noch keine Unterlagen bei. Wir werden gezielt das anfordern, was wir zu weiteren 
Bearbeitung benötigen. Sofern Sie kein Kunstfehler-Anliegen sondern ein anderweitiges Anliegen 
haben, teilen Sie uns dies bitte auf einem gesonderten Blatt Papier mit. Eine Presseveröffentlichung 
kann Ihrem Anliegen sehr förderlich sein. Verfassen Sie die Antworten zu den nachfolgenden Fra-
gen möglichst mit Schreibmaschine, wenigstens aber in gut leserlicher Blockschrift: 

 

A.  Auf welchem medizinischen Fachgebiet: 

ist bei welcher Krankheit: 

 

    durch welche Maßnahme/Unterlassung: 

 

        wann vorgenommen/unterlassen (Tag, Monat, Jahr): 

 

    welcher Schaden: 

 

        wann aufgetreten? (Tag, Monat, Jahr): 

 

 

B. Wen machen Sie für den Schaden verantwortlich? (postalische Anschrift) 

 

C.  Welche Schritte haben Sie ggf. bisher unternommen? (bitte exakte Angaben) 

 

D.  Welche Hilfe erwarten Sie vom ALLGEMEINEN PATIENTEN-VERBAND? 

 

E.  Haben Sie eine Rechtsschutzversicherung? 

 

F.  Sind Sie ggf. mit einer Presseveröffentlichung einverstanden? 

 

 

Senden Sie die Antworten zusammen mit dem Aufnahme-Antrag 
und dem Mitglieder-Stammsatz an uns zurück. 

Fügen Sie aber noch keine sonstigen Unterlagen bei. 
Wir werden gezielt das anfordern, 

was wir zur weiteren Bearbeitung benötigen. 
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Bitte 3 x kopieren:  1. Kopie zum Üben,  2. Kopie für Ihre Akten, 3. Kopie durch den Antragsteller mit Original-Unterschrift/en  
an den ALLGEMEINEN PATIENTEN-VERBAND zurücksenden 

Zentrale  Beratungs-  und  Dokumentationsstelle in der Universitätsstadt Marburg/Lahn 

Tel.: 01590 - 659 328 9, öffentliche Sprechzeiten Montag - Freitag von 10 - 12 Uhr 

 

Drucken Sie die o.a. Aufnahme-Unterlagen aus und schicken Sie diese vollständig, sorgfältig und 

gut leserlich ausgefüllt mit Original-Unterschrift und Datum an folgende Anschrift: 

 

Allgemeiner Patienten-Verband 
Postfach 1126 

35001 Marburg 
 

Sofern Sie bereits ein Anliegen haben, empfiehlt es sich, zügig zu handeln. 

 Je länger Sie warten, desto mehr werden Sie vom Sachverhalt vergessen. 

 
Richten Sie Ihre Anschreiben stets an unser Postfach und nicht an die Straßenanschrift, weil die Post ohnehin 
alle Sendungen in unser Postfach einlegt. Sendungen an unsere Straßenanschrift werden von der Post um-
adressiert und auch ins Postfach eingelegt. Das erhöht die Laufzeit und die Gefahr von Verwechslungen. 
Auch Einschreiben können an unser Postfach geschickt werden. 

 

AUFNAHME-ANTRAG 
Hiermit stelle ich den Antrag auf Aufnahme in den Allgemeinen Patienten-Verband. 

 
ZUTREFFENDES ANKREUZEN                            als Einzelmitglied              

 
 durch Familienmitgliedschaft      

 

Ich habe die Notwendigkeit einer Patientenschutz-Organisation erkannt und bin bereit, die Ziele des 
Verbandes, Mißstände im Medizinbetrieb zu beseitigen und ein patienten-orientiertes Gesundheits-
wesen zu schaffen, durch eine dauerhafte Mitgliedschaft zu unterstützen. Bei einer Kündigung der 
Mitgliedschaft werde ich die zweijährige Austrittsfrist wahren. Das umfassende Informationsmate-
rial über Ziele und Tätigkeit des Verbandes mit Satzung sowie  Beitragsordnung habe ich erhalten. 
 
Den beigefügten Mitglieder-Stammsatz (siehe folgende Seite)  habe ich wahrheitsgemäß und voll-
ständig ausgefüllt. Im Falle einer Aufnahme verpflichte ich mich, jede Änderung von Anschrift, 
Tel.Nr. und Bankverbindung dem Präsidium des Verbandes unverzüglich mitzuteilen. 

 

.                              ______                                         .                                                    .  _           

Geburts-Datum                                    Unterschrift                           Antrags-Datum     

(Bei Einzel- und Familien-Mitgliedschaft oben Unterschrift des Kontoinhabers) 

 

 

_____________________________________________________________ 

Bei Familien-Mitgliedschaft hier Unterschriften aller weiteren Familien-Mitglieder  

(bei Minderjährigen u.ä. ggf. in Vertretung) 
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Bitte 3 x kopieren:  1. Kopie zum Üben,  2. Kopie für Ihre Akten, 3. Kopie mit dem Aufnahme-Antrag zurücksenden 

MITGLIEDER-STAMMSATZ 
 

Bitte Umlaute ä, ö  und ü sowie desweiteren ß eintragen 

 
 
                 

 
             

Anrede (Familie, Herr, Frau, Frl.)            Vor- und Zuname (bei Familien-Mitgliedschaft Vorname des Konto-Inhabers) 
 

             
 

                

Titel / Beruf (immer Beruf angeben, ggf. .früheren Beruf mit Zusatz: /Rentner /Pensionär/Arbeitsloser o.ä.) 
 
                   

 
           

Straße mit Nr.  
 
                  

 
            

Postleitzahl (PLZ)               Wohnort 
 
              

 
                

               Bundesland (Hessen, Bayern, Sachsen usw.)                                                                          Tag      Monat             Jahr              
                                                                                                                                                               Geburtsdatum (Kontoinhaber)           
              

 
                

               Vorwahl  -  Telefon   (falls vorhanden, bitte unbedingt zusätzlich Handy, Fax sowie dienstliches Telefon angeben)  
 
              

 
                

               e-Mail   (gegebenenfalls von Angehörigen, Freunden oder Arbeitsstätte, damit wir Sie bei Bedarf rasch erreichen können)  
 
Geben Sie Ihre übersichtlichere frühere Konto-Nr. und BLZ an. Unser EDV-System wandelt diese automatisch in die IBAN um. 
              

 
                

Konto-Nummer        Vorname und Zuname des Konto-Inhabers  
 
              

 
                

Bankleitzahl (BLZ)                                    Bankname und Bank-Ort 
 

  .- Euro,   Mindest-Beitrag:  Ab 500.-   5.- Euro/    ab 1000.-  10.- Euro/     ab 1500.-   15.- Euro/     ab 2000.-   20.- Euro 
 

  .- Euro,    Zusatz-Beitrag: nach Ihrer Wertschätzung der Ziele des Verbandes (ANGABE ERFORDERLICH)                                                    

 

                  Einmalige Aufnahme-Gebühr:   Einzel-Mitgliedschaft  15.-Euro   /     Familien-Mitgliedschaft  30.- Euro    .-Euro 

 
 
 

 
Die Familien-Mitgliedschaft umfaßt den Ehepartner und die Kinder bis zum Abschluß der Ausbildung. Bei Hausfrauen, Auszubildenden, Studenten 
u.ä. sowie bei getöteten Angehörigen  ist grundsätzlich eine Familien-Mitgliedschaft erforderlich. 
 
              

 
                

Ausgeübter Beruf des Ehepartners          Vorname des Ehepartners         Alter 
              

 
                

Vorname des Kindes        Alter         Vorname des Kindes        Alter 
 
Bitte Vornamen und Alter  weiterer Kinder formlos anfügen 
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BEITRAGSORDNUNG 
 

Unser Verband wird durch Mitgliedsbeiträge getragen. Sie werden sicher Verständnis dafür haben, 
daß die übrigen Mitglieder erwarten, daß jeder, der die Hilfe des Verbandes in Anspruch nimmt, auch seiner-
seits den Verband durch eine Mitgliedschaft unterstützt. Ohnehin ist beim Einsatz des Verbandes für Patien-
tenanliegen eine Legitimation durch Mitgliedschaft erforderlich. 

 
Niemand soll aus finanziellen Gründen von einer Mitgliedschaft ausgeschlossen werden. Die Beiträ-

ge richten sich deshalb nach den finanziellen Möglichkeiten des einzelnen Mitglieds. Auf diese Weise unter-
stützt in unserem Verband der Starke den Schwachen. Dabei wird ein Mindest-Beitrag sowie grundsätzlich 
ein Zusatz-Beitrag entrichtet. 

 
Der Mindest-Beitrag ist einkommensabhängig gestaffelt und orientiert sich an 1 % der Höhe der mo-

natlichen Netto-Einkünfte bis zu einer Obergrenze der Netto-Einkünfte in Höhe von 2000.- Euro. Kein Bun-
desbürger erhält unter 500.- Euro. Auch Sozialhilfe-Empfänger kommen bei Berücksichtigung entsprechen-
der Hilfen zum Lebensunterhalt, Mietübernahmen oder Mietzuschüssen, Kleiderbeihilfen usw. stets über 
diese Grenze. Der unterste Mindestbeitrag liegt folglich bei 5.- Euro. 

 
Die Netto- Einkünfte sind die Einkünfte nach Abzug von Steuer und Sozialversicherung. Für den 

monatlichen Mindest-Beitrag gilt somit folgende Staffel (EURO): 
 

Ab 500.-    5.-       /      ab 1000.-    10.-       /       ab 1500.-    15.-       /       ab 2000.-     20.- 

 
Der grundsätzlich anzugebende Zusatz-Beitrag ergänzt den Mindest-Beitrag. Der o.a. Mindest-

Beitrag mit 1% der Netto-Einkünfte stellt für niemanden eine nennenswerte finanzielle Belastung dar. Jedes 
Mitglied entrichtet deshalb einen monatlichen Zusatz-Beitrag nach Wertschätzung der Ziele des Verbandes. 
Die Angabe eines Zusatzbeitrages ist bei jedem Mitglied erforderlich. Hier haben insbesondere gut verdie-
nende Mitglieder die Möglichkeit, den Verband durch einen angemessenen Zusatz-Beitrag zu unterstützen. 

 
Die genannten Bedingungen gelten für die Einzel-Mitgliedschaft. Auch eine Familien-Mitgliedschaft 

ist möglich. Sie umfaßt die Ehepartner bzw. Lebensgefährten und sämtliche Kinder. 
 
Bei Hausfrauen, Auszubildenden und Studenten sowie vergleichbaren Personengruppen und bei ge-

töteten Angehörigen ist grundsätzlich eine Familien-Mitgliedschaft erforderlich. Bei der Familien-
Mitgliedschaft bilden die Bemessungsgrundlage des monatlichen Mindest-Beitrags die Netto-Einkünfte der 
gesamten Familie. Verdient ein Ehepartner oder sonstige Familienangehörige mit, so ist das entsprechend zu 
berücksichtigen. Der Zusatz-Beitrag bei Familien-Mitgliedschaft wird nach Wertschätzung der Ziele des 
Verbandes entrichtet. 

 
Bei Antragstellern, die sich um eine Aufnahme in den Verband bewerben, wird für den Fall einer 

Genehmigung des Aufnahmeantrages durch das Präsidium eine einmalige Aufnahme-Gebühr in Höhe von 
15.- Euro für die Einzel-Mitgliedschaft und in Höhe von 30.- Euro für die Familien-Mitgliedschaft erhoben.  

 
Die Beiträge sind am 1. eines jeden Monats fällig werden ausschließlich im Lastschriftverfahren 

eingezogen. Die Erteilung einer Einzugsermächtigung unter Angabe der Bankverbindung und Mitteilung von 
Mindest-Beitrag und Zusatz-Beitrag ist deshalb Voraussetzung für die Aufnahme in den Sammeleinzug. 

 
Bei Überweisungen anstelle des Lastschrifteinzugs wird jeweils eine zusätzliche Gebühr in Höhe 

von 3.- €, bei rechtswidrigen Rückbuchungen in Höhe von 10.- € erhoben. 
 
Im Fall des §12b der Satzung kann die Gegenleistung durch Abtretung erfolgen. 
 
Eine Übersicht über die Beitragsordnung gibt der Mitglieder-Stammsatz zum Aufnahme-Antrag auf 

der vorhergehenden Seite. 
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Wir wollen die Verhältnisse im Gesundheitswesen verbessern und Mißstände beseitigen. Am meis-
ten freuen wir uns deshalb über solche Mitglieder, die den Verband durch Mitarbeit tatkräftig unter-
stützen. Für eine Mitarbeit gibt es vielfache Möglichkeiten, so u.a. die Möglichkeit, als Delegierte/r 
tätig zu werden. 

 
SATZUNG 

 
§ 1 Zweck und Aufgaben 

 
Die beigetretenen Patienten durch Rat und Tat zu unterstützen, ist Zweck des 
Vereins und Aufgabe seiner Organe, deren Mitwirkung und Tätigkeit für die 
Mitglieder insbesondere darauf gerichtet ist, 
 

• die Gesundheit durch Aufklärung und Vorsorge zu erhalten und zu si-
chern; 

 
• den durch hinreichende Erfahrung und bewährte Erkenntnis gewonnenen 

Stand der Heilkunde aufzuzeigen und zu erläutern; 
 

• die Fortschritte der medizinischen Forschung und der ärztlichen Wissen-
schaft zu verfolgen und nutzbar zu machen; 

 
• bei Krankheit und Verletzung eine optimale Heilbehandlung anzustreben; 

 
• bei Leiden und Gebrechen zur Linderung beizutragen; 

 
• im berechtigten Bedarfsfall eine angemessene Versorgung zu gewährleis-

ten; 
 

• vermutliche Mängel und unterlaufene Fehler einer sachgerechten Über-
prüfung zuzuführen; 

 
• bei festgestelltem Verschulden eine Wiedergutmachung oder einen Scha-

densausgleich durchzusetzen; 
 

• rechtswidrige Beeinträchtigungen abzuwehren und berechtigte Interessen 
zu schützen; 

 
• andere Vorhaben zur Förderung der Gesundheit und der Krankenpflege 

zu unterstützen; 
 

• mit gleichgerichteten oder zweckverwandten Organisationen sowie den 
einschlägigen Behörden und Dienststellen zusammenzuarbeiten; 
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um auf diese und ähnliche Weise 
darauf hinzuwirken, daß in den Be-
ziehungen der Patienten zur Ärzte-
schaft eine Vertrauensgrundlage 
erhalten bleibt, die in einer pluralisti-
schen Gesellschaft mit veränderter 
quantitativer Ausrichtung gegenüber 
konservativer Einstellung und her-
kömmlichen Methoden zuweilen 
problematisch zu werden droht, ein-
gedenk der unumstößlichen Tatsache, 
daß das Vertrauensverhältnis zwi-
schen Patient und Arzt ein wesentli-
cher Faktor für Heilbehandlung und 
Gesundung ist und bleiben wird. 
 
Die Tätigkeit des Vereins ist nicht auf 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb gerichtet; sie erstreckt sich nicht 
auf eine geschäftsmäßige Besorgung 
im Sinne des § 1 des Rechtsbera-
tungs-Gesetzes vom 13. Dezember 
1935 (RG Bl. I S. 1478). 
 
Der Verein verfolgt vielmehr aus-
schließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ 
der Abgabenordnung. 
 
Zweck des Vereins ist die Förderung 
der Gesundheitspflege und des öffent-
lichen Gesundheitswesens sowie der 
Wissenschaft und Forschung auf 
diesem Gebiet, die Förderung von 
Verbraucherberatung und Verbrau-
cherschutz, die Förderung der Krimi-
nalprävention sowie der Hilfe für die 
Opfer von Straftaten, die Förderung 
der Volksbildung und der internatio-
nalen Gesinnung. 
 
Der Verein ist selbstlos tätig. Er ver-
folgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke. 
 
Mittel des Vereins dürfen nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Ver-
eins. 
 
Es darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck der Körperschaft 
fremd sind oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden. 
 
 
§ 2 Sitz und Namen 
Der Verein hat seinen Sitz in Kassel; 
er führt nach seiner Eintragung in das 
Vereinsregister den Namen - apv - 
Allgemeiner Patienten-Verband e.V. 
 
§ 3 Geschäftsjahr 
Das Geschäftsjahr des Vereins ist das 
Kalenderjahr. 
 
 
 

§ 4 Vereinsorgane  
Organe des Vereins sind: 
 
a) der Vorstand als Präsidium; 
 
b) das Kuratorium als Beirat; 
 
c) die Hauptversammlung. 
 
§ 5 Vereinsvorstand 
a) Den gesetzlichen Vorstand des 
Vereins bildet das Präsidium, das aus 
mindestens drei Mitgliedern besteht, 
die von der Hauptversammlung ge-
wählt werden; je zwei Vorstandsmit-
glieder sind zur gemeinschaftlichen 
Vertretung des Vereins gemäß § 26 
BGB befugt. 
 
b) Der Vorsitzende des Vorstandes 
handelt als Präsident des Vereins; 
dem Präsidium gehören mindestens 
weitere zwei Vizepräsidenten an. 
Über die Ergänzung und weitere 
Besetzung des Präsidiums beschließt 
die Hauptversammlung. 
 
c) Dem Präsidium obliegt die Leitung 
der Verwaltung des Vereins und die 
Aufsicht über die in der Verfolgung 
der Vereinsaufgaben ausgeübte Tä-
tigkeit. Zu diesem Zweck erläßt das 
Präsidium eine Geschäftsordnung und 
beauftragt die zur Geschäftsführung 
bestimmten Personen und deren 
Hilfskräfte aus dem Kreis der Mit-
glieder. 
 
d) Das Präsidium tritt nach Bedarf 
oder zweckmäßigem Ermessen seiner 
Mitglieder zusammen; es faßt seine 
Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. 
Eine Spesenvergütung und eine Auf-
wandsentschädigung steht den Mit-
gliedern des Präsidiums für ihre Tä-
tigkeit im Vereinsinteresse zu; nähe-
res regelt die Geschäftsordnung. Von 
der Beschränkung des § 181 BGB ist 
das Präsidium befreit. 
 
 
§ 6 Kuratorium 
a) Das Präsidium bildet zu seiner 
Beratung in Fachfragen zwecks Mit-
arbeit an den Vereinsaufgaben und 
zur Förderung des Vereinszweckes 
einen mehrköpfigen Beirat als Kura-
torium. 
 
b) Die Mitglieder des Kuratoriums 
werden durch den Vorstand auf unbe-
stimmte Zeit berufen; ihre Abberu-
fung kann nur aus wichtigem Grund 
oder auf eigenen Antrag erfolgen. 
 
c) Die Sitzungen des Kuratoriums 
sind am Vereinssitz durchzuführen 
und sollen mindestens einmal im Jahr 
stattfinden. Das Kuratorium bestimmt 
aus seiner Mitte den Vorsitzenden 
und Sitzungsleiter. 

 
d) Jedem Mitglied des Präsidiums ist 
die Teilnahme an den Sitzungen des 
Kuratoriums zu gewähren. Die Ent-
schließungen des Kuratoriums sind zu 
protokollieren und dem Vorstand 
mitzuteilen. 
 
 
§ 7 Hauptversammlung 
a) Die Gründungsversammlung ist die 
erste Hauptversammlung. 
 
b) Die folgenden Hauptversammlun-
gen sind ordentliche Vertreterver-
sammlungen, an denen die Mitglieder 
des Präsidiums und die von den Ver-
einsmitgliedern gewählten Obmänner 
teilnehmen. Im Verlaufe von drei 
Jahren soll mindestens eine Haupt-
versammlung durchgeführt werden. 
 
 
§ 8 Bestellung der Obmänner 
 
a) In jedem Land der Bundesrepublik 
und in Berlin ist von den dort ansäs-
sigen Vereinsmitgliedern ein Obmann 
zu wählen. 
 
b) Die Wahl der Obmänner erfolgt im 
schriftlichen Verfahren. Das Präsidi-
um hat ein Vorschlagsrecht. Die Zu-
lassung eines Wahlvorschlages aus 
dem Mitgliederkreis ist davon abhän-
gig, daß mindestens 50 Vereinsmit-
glieder einen Wahlvorschlag für ihren 
Bereich unterschreiben. 
 
c) Die zur Bestellung eines Obman-
nes abgegebenen Stimmen sind an 
das Präsidium zu richten, welches sie 
auszählt und das Ergebnis bekannt-
gibt. Gewählt ist jeweils derjenige, 
welcher in dem betreffenden Bundes-
land und in Berlin die meisten Stim-
men erhalten hat. Es werden nur 
diejenigen Stimmen gezählt, die nach 
der Aufforderung zur Stimmabgabe 
binnen der Frist von einem Monat 
eingegangen sind. 
 
d) Die Amtszeit der bestellten Ob-
männer beträgt drei Jahre und dauert 
bis zur Neuwahl fort. Falls ein Ob-
mann durch Ableben austritt, Nieder-
legung oder anderen Gründen aus-
scheidet, ist in seinem Bereich unver-
züglich für den Rest seiner Amtszeit 
eine Neuwahl vorzunehmen. Bei 
Ablauf der Amtszeit oder Beendigung 
aus anderen Gründen sind Wahlvor-
schläge binnen 4 Wochen dem Präsi-
dium vorzulegen. 
 
e) Der für ein Bundesland bzw. in 
Berlin bestellte Obmann verfügt in 
der Hauptversammlung über soviel 
Stimmen, als Vereinsmitglieder in 
seinem Bereich ansässig sind. 
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f) Jedes Mitglied des Präsidiums ist 
Obmann kraft Amtes und verfügt 
über 50 Stimmen. 
 
 
§ 9 Einberufung der Hauptver-
sammlung 
a) Die Einberufung einer Hauptver-
sammlung erfolgt durch den Präsi-
denten oder durch ein von ihm beauf-
tragtes Mitglied des Präsidiums; sie 
ist in schriftlicher Form vorzunehmen 
oder durch die Vereinszeitschrift zu 
veröffentlichen unter Einhaltung einer 
Frist von mindestens acht Wochen 
vor dem Termin der Hauptversamm-
lung. 
 
b) Bei der Einberufung ist die Tages-
ordnung mitzuteilen; sie muß mindes-
tens folgende Punkte enthalten: 
 
1. Feststellung der Stimmberechti-
gung; 
 
2. Feststellung der Beschlußfähigkeit; 
 
3. Bericht des Präsidiums; 
 
4. Bericht der Obmänner; 
 
5. Bericht der Referenten und Sach-
bearbeiter; 
 
6. Bericht der Revisoren; 
 
7. Sonstige Anträge. 
 
c) Ergänzungen der Tagesordnung 
können von jedem Obmann und je-
dem Mitglied des Präsidiums bean-
tragt werden. Solche Anträge müssen 
spätestens 4 Wochen vor dem Termin 
der Hauptversammlung mit einge-
schriebenem Brief bei dem Vorstand 
eingereicht sein. 
 
d) In der Hauptversammlung können 
Dringlichkeitsanträge zur Ergänzung 
der Tagesordnung gestellt werden; sie 
müssen durch mindestens 300 Stimm-
rechte legitimiert werden. Dringlich-
keitsanträge, die eine Satzungsände-
rung bedingen oder eine Veränderung 
des Präsidiums bedeuten, sind unzu-
lässig. 
 
§ 10 Durchführung der Hauptver-
sammlung 
 
a) Die Hauptversammlung ist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschiene-
nen Stimmberechtigten beschlußfä-
hig. Es entscheidet einfache Stim-
menmehrheit. Stimmengleichheit gilt 
als Ablehnung. 
 
b) Eine Mehrheit von 3/4 der abgege-
benen Stimmen ist erforderlich bei 
der Beschlußfassung über: 
 

1. die Zulassung von Dringlichkeits-
anträgen; 
 
2. Mißtrauensanträge gegenüber dem 
Präsidium; 
 
3. Satzungsänderungen; 
 
4. Auflösung des Vereins. 
 
Zu den Aufgaben der Hauptversamm-
lung rechnen insbesondere 
 
1. Entgegennahme der Berichte zur 
Vereinstätigkeit; 
 
2. Wahl des Präsidiums und Nach-
wahl ausgeschiedener Mitglieder des 
Vorstandes; 
 
3. Berufung der Revisoren; 
 
4. Satzungsänderungen; 
 
5. Mißtrauensanträge; 
 
6. Auflösung des Vereins. 
 
c) Über die in der Hauptversammlung 
gefaßten Beschlüsse ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die von dem 
Präsidenten und einem in der Ver-
sammlung bestimmten Schriftführer 
zu unterzeichnen ist. Die Nieder-
schrift ist in der Vereinszeitschrift zu 
veröffentlichen oder den Beteiligten 
an der Hauptversammlung auf Ver-
langen schriftlich mitzuteilen. 
 
d) Die Mitglieder des Kuratoriums 
sind befugt, an der Hauptversamm-
lung teilzunehmen und das Wort zu 
ergreifen, ohne stimmberechtigt zu 
sein. 
 
 
§ 11 Mitgliedschaft 
a) Die Mitgliedschaft zum Verein 
wird erworben als 
 
1. Stamm-Mitglied oder 
 
2. Hilfs-Mitglied (fördernde Mitglie-
der) oder 
 
3. Sammel-Mitglied (korporative 
Mitglieder) oder 
 
4. Ehren-Mitglied (emeritierte Mit-
glieder) 
 
b) Die Aufnahme erfolgt auf Antrag 
durch schriftlichen Bescheid. 
 
c) Die Mitgliedschaft endet durch 
Ableben des Mitgliedes sowie durch 
seinen Austritt oder seine Ausschlie-
ßung. 
 
Der Austritt erfolgt durch schriftliche 
Kündigung mit einer Frist von zwei 

Jahren. Die Ausschließung erfolgt bei 
groben Verstößen gegen die Vereins-
interessen nach Anhörung des Mit-
gliedes durch Beschluß des Präsidi-
ums. 
 
§ 12 Beiträge 
 
a) Für jede Art der Mitgliedschaft 
wird eine Aufnahmegebühr eingezo-
gen und ein laufender Beitrag erho-
ben. Die Höhe der Beträge und weite-
re Einzelheiten regelt die Beitrags-
ordnung, die das Präsidium nach 
pflichtgemäßem Ermessen unter 
sorgfältiger Abwägung der Finanzla-
ge des Vereins zu erlassen und bei 
Veränderungen rechtzeitig bekannt-
zugeben hat (d. h. mindestens drei 
Monate vor Beginn eines neuen Ge-
schäftsjahres). Ehrenmitglieder sind 
beitragsfrei. 
 
b) Die Entrichtung des Mitgliedsbei-
trages schließt einen Erstattungsan-
spruch für Sonderleistungen im Ein-
zelfall nicht aus. 
 
 
§ 13 Spenden 
Die dem Verein durch freiwillige 
Spenden zufließenden Beträge und 
Leistungen sind bei jeder Rechnungs-
legung gesondert auszuweisen und im 
Interesse seiner Aufgaben und seiner 
Mitglieder zu verwenden. 
 
 
§ 14 Buchprüfung 
a) Die Hauptversammlung kann für 
die Dauer von drei Geschäftsjahren 
zwei Revisoren berufen, die nicht 
Mitglieder des Vereins sein müssen. 
 
b) Den Revisoren obliegt die Über-
prüfung der Finanzwirtschaft des 
Vereins; sie haben das Recht der 
Einsicht in alle Bücher und Ge-
schäftspapiere des Vereins. 
 
c) Die Revisoren haben über die ge-
troffenen Feststellungen einen schrift-
lichen Bericht zu erstatten. Der Be-
richt soll darlegen, in welcher Art und 
in welchem Umfang die Geschäfts-
führung geprüft wurde und ob die 
Prüfung einen Anlaß zu wesentlichen 
Beanstandungen gegeben hat. Ist dies 
nicht der Fall, ist den zuständigen 
Organen für die geprüften Geschäfts-
jahre die Entlastung zu erteilen. 
 
 
§ 15 Vereinsvermögen 
a) Die Einkünfte des Vereins ergeben 
sich aus Aufnahmegebühren, den 
Beiträgen der Mitglieder, freiwilligen 
Spenden und sonstigen Zuwendungen 
sowie aus Erträgen des Vereinsver-
mögens. 
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b) Einkünfte und Vermögen dürfen 
außer zur Deckung von Verwaltungs- 
und Personalkosten nur für die in § 1 
vorgesehenen Zwecke verwendet 
werden. 
 
c) Über die Anlage des Vermögens 
entscheidet das Präsidium. 
 
 
§ 16 Auflösung 
Der Verein kann durch Beschluß der 
Hauptversammlung aufgelöst werden; 

sie beschließt zugleich über die Ver-
wendung des Vereinsvermögens. 
Hiernach erfolgt die Liquidation 
durch die Mitglieder des Vorstandes 
als Liquidatoren. 
 
Bei Auflösung des Vereins oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
beschließt die Hauptversammlung in 
dem Sinne über die Verwendung des 
Vereinsvermögens, daß das Vermö-
gen des Vereins an eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder 

an eine andere steuerbegünstigte 
Körperschaft zwecks Verwendung 
des Vermögens  für die Förderung der 
Gesundheitspflege und des öffentli-
chen Gesundheitswesens oder der 
Wissenschaft und Forschung auf 
diesem Gebiet übertragen wird. 
 
Diese Satzung ist am 22. Dezember 
1975 errichtet und am 10. Januar 
1976 neu gefaßt sowie am 20. Juno 
2009 präzisiert worden

 


